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Beschluss 

 
1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts 

der Länder nehmen den mündlichen Bericht des Bundes zum aktuellen Stand der 

Aktivitäten für einen Bürokratieabbau in der Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft 

zur Kenntnis. 

2. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts 

der Länder betonen ihre gemeinsame Verantwortung, dass eine Vereinfachung 

und Entlastung sowohl für die Land- und Forstwirte, von denen auch die kleinen 

und mittleren Unternehmen im Ernährungssektor profitieren, zügig zu konkreten 

Ergebnissen kommen müssen. 

3. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts 

der Länder befürworten im Grundsatz die vom Bund zwischenzeitlich vorgenom- 

mene Kategorisierung der eingereichten Ländervorschläge und begrüßen die be- 

gonnene Umsetzung der Vereinfachungen. 

4. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts 

der Länder bitten den Bund daher erneut, ein übergeordnetes Bund-Länder-Gre- 

mium einzurichten, dass den Entbürokratisierungs- und Vereinfachungsprozess 

auf Grundlage der Ländervorschläge und der Kategorisierung des Bundes vertieft 

begleitet und die Vorschläge zur Entscheidungsreife führt. 
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5. Vor dem Erlass neuer Regelungen soll in jedem Fall geprüft werden, welche Re- 

gelungen ersatzlos gestrichen werden können. Sollten neue Regelungen unum- 

gänglich sein, müssen die Aspekte der einfachen, praxisgerechten und bürokratie- 

armen Umsetzung auf allen Ebenen höchste Priorität haben. 

6. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts 

der Länder begrüßen die Vereinfachungen und die Flexibilität, die auf EU-Ebene 

zur Konditionalität im Rahmen der GAP geschaffen wurden. Die Ministerinnen und 

Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts der Länder bekennen 

sich zugleich zu den EU-Leitlinien für eine bessere Rechtssetzung, die vorsehen 

allen interessierten Parteien und Verbänden die Möglichkeit einzuräumen, zur Be- 

wertung oder Entwicklung wirksamer Maßnahmen beizutragen. Dies sollte bei wei- 

teren Initiativen der EU, die in regulären Verfahren umgesetzt werden sollen, wie- 

der berücksichtigt werden. 

Neben den wichtigen laufenden Vereinfachungen in der GAP, die auch die aktuel- 

len Anpassungen zur Umsetzung der Öko-Regelungen im Rahmen des GAP-Stra- 

tegieplans und im InVeKoS umfassen, bitten die Ministerinnen und Minister, Sena- 

torinnen und der Senator der Agrarressorts der Länder den Bund, die vorgelegten 

Arbeitspakete, die sich auf Grundlage der Länder- und Verbändevorschläge sowie 

der Kategorisierung des Bundes ergeben, in enger Abstimmung mit den Ländern, 

- 

Check- 

teil der Arbeitspakete noch in diesem Jahr abschließend bearbeitet sein soll. Prio- 

ritär sind die nachfolgenden Vorschläge umzusetzen: 

a. Vorschriften im Düngegesetz und -verordnung vereinfachen: Im Zuge der 

Einführung einer Monitoring-VO auf Bundesebene soll auf unnötige Dokumen- 

tation und Kontrollen verzichtet werden und dafür soweit wie möglich auf be- 

reits vorliegende Daten zurück gegriffen werden. 

b. Vorschriften im Fachrecht generell harmonisieren und mit GAP-Vorgaben 
abstimmen: Hier ist eine Vereinheitlichung bei Antragsfristen u. ä. erforderlich; 
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das gilt ebenso für Dokumentationspflichten, Definition von Auflagendetails 

(z.B. Gewässerrandstreifen, Bewirtschaftungstermine) sofern nicht ganz da- 

rauf verzichtet werden kann. 

Für die Wirtschaftsbeteiligten ist eine Mehrfachmeldung von Daten (z.B. in der 

Tierhaltung) zu vermeiden bzw. abzuschaffen. Dagegen ist eine effiziente 

Mehrfachnutzung von erhobenen Daten entsprechend zu regeln. 

Die Länder bitten den Bund, hierfür eine koordinierende Rolle zu übernehmen. 
 

c. Nationales Pflanzenschutzrecht vereinfachen: u.a. ist eine Vereinfachung 

bei den Ausnahmeregelungen, ein Verzicht auf Berichtspflichten erforderlich, 

z.B. sind Meldepflichten im Weinbau bei Befliegungen oder Registrierungs- 

pflichten im PflSchG verzichtbar. Genehmigungsverfahren müssen verschlankt 

und beschleunigt werden. 

d. Stärkung der GAK: Die GAK als bewährtes gemeinsam von Bund und Län- 

dern finanziertes und abgestimmtes Förderinstrument muss wieder gestärkt 

werden. Langfristig angelegte verlässliche Förderprogramme, Vermeidung von 

Parallelstrukturen, gemeinsam im Rahmenplan entwickelte Förderziele, abge- 

stimmt in der Umsetzung auf die sehr unterschiedlichen Verhältnisse in den 

Ländern sind eine Grundvoraussetzung für eine bürgernahe Förderlandschaft, 

Planbarkeit und Vertrauen in staatliche Maßnahmen in einem föderal organi- 

sierten Staat. 

e. Investive Förderprogramme vereinfachen: Die im Rahmen des neuen Um- 

setzungsmodells gewährten Freiheitsgrade müssen mutig genutzt werden, um 

einerseits den notwendigen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der 

Union zu gewährleisten, andererseits aber auch über die Einrichtung der Ver- 

waltungs- und Kontrollsysteme effiziente und für die Begünstigten und die Ver- 

waltung einfachere und wirksame Verfahren der Umsetzung zu etablieren, z.B. 

im Rahmen der Kostenplausibilisierung die Anerkennung bewährter Systeme 

wie der DIN 276 und Kalkulationen nach HOAI. Der Prozess einer stetigen An- 

hebung von Prüf- und Dokumentationsanforderungen muss umgekehrt wer- 

den. 
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f. Stallbaugenehmigungsprozesse/-verfahren verschlanken: Das Vorhaben 

eines Praxischecks wird begrüßt, um neben einer generellen Verringerung der 

Regelungsdichte im Bundesrecht insbesondere für kleinere und mittlere Be- 

triebe die Einführung eines vereinfachtes bürokratiereduziertes Verfahren zu 

prüfen. Die Revision der Industrieemissions-RL (IED) und deren nationale Um- 

setzung sollten nicht dazu führen, dass noch höhere Anforderungen an Tier- 

haltungsbetriebe gestellt werden. 

g. Verzicht auf Nachhaltigkeitsnachweis für Biogasanlagen sowie auf Nach- 
haltigkeits-VO für Biokraftstoff und Biomasse: Die Biokraftstoff-Nachhaltig- 

keitsverordnung sowie die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung können 

aufgehoben werden, da sie bisher nur kaum Verbesserungen in ökologischen 

und Umweltfragen erbracht jedoch überproportionalen Bürokratieaufwand er- 

zeugt haben. 

Sofern ein Verzicht auf die VO nicht sofort umsetzbar wäre, muss zumindest 

die Vorlagepflicht der Nachhaltigkeitsnachweise beim Anschlussnetzbetreiber 

entfallen, da sie keine Kontrollmöglichkeit für den Betreiber bieten und die Da- 

ten bereits auch übermittelt wurden. EU-rechtliche Vorgaben der RED sind in 

ZID und Nabisy im Ergebnis der Zertifizierung ausreichend erfüllt. 

h. Pragmatische Umsetzung der EU-Entwaldungs-VO (EUDR): Der auf der 

Agrarministerkonferenz am 15. März 2024 gefasste Beschluss wird bekräftigt. 

Sie begrüßen die Anstrengungen des Bundes, gegenüber den Organen der 

EU für eine rechtzeitige Einstufung von Deutschland als Niedrig-Risikogebiet 

einzutreten, die Fristen für die Implementierung zu weiten und eine Regelung 

zu erwirken, welche rechtskonform zu den Regelungen der WTO die Marktteil- 

nehmer von vermeidbarer, unnötiger Bürokratie entlastet. 

7. Grundsätzlich müssen bei Erlass neuer Regelungen die Aspekte einfacher, praxis- 

gerechter und bürokratiearmer Ausgestaltung und Umsetzung auf allen Ebenen 

Priorität haben. Dieses gilt jetzt insbesondere für die derzeit auf EU-Ebene noch 

laufenden Vorhaben außerhalb der GAP und KOM-Vorschläge sowie auch deren 

späterer nationalen Umsetzung, wie zu: 
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a. EU-Wiederherstellungs-VO (NRL) 

b. EU-Bodenüberwachungsgesetzgebung 

c. EU-Tierschutztransport-VO 

d. EU-Saatgutvorschriften 

8. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts 

der Länder unterstützen zudem den Bund in der Initiative im Agrarrat, die De-mi- 

nimis -Höchstgrenze für die Landwirtschaft auf 50.000 Euro je Betrieb im EU-Recht 

anzuheben. 

9. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts 

der Länder sehen die dringende Notwendigkeit die Themenbereiche, die prioritär 

eines Bürokratieabbaus bedürfen und in der Zuständigkeit der Länder liegen weiter 

zu bearbeiten. Sie begrüßen die Zusage des Bundes bei der Bearbeitung fachlich 

zu unterstützen. Daher bitten sie die Themen in den jeweils zuständigen Bund- 

Länder-Arbeitsgruppen (BLAG) zu bearbeiten und Lösungen zu entwickeln. 

10. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und der Senator der Agrarressorts 

der Länder bitten darum, dass aus dem zu berufenden Arbeitsgremium über den 

Gesamtprozess und den Umsetzungsstand für die Vereinfachungsvorschläge in 

Bundes- und Länderzuständigkeit berichtet wird. Dafür soll ein regulärer TOP in die 

Tagesordnungen der kommenden Agrarministerkonferenzen, beginnend im Herbst 

2024, aufgenommen und jeweils schriftlich berichtet werden. 

 
 
Protokollerklärung zu Punkt 1 der Länder Brandenburg, Bremen, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen 

Die Ministerin und Minister, Senatorin und der Senator der Agrarressorts der Länder 

bekräftigen den Beschluss der Frühjahrsagrarministerkonferenz, dass die Ziele des 

Green Deal weiter konsequent verfolgt werden müssen. Sie betonen, dass die Ergeb- 

nisse der Entbürokratisierung in der Land- und Forstwirtschaft nicht zu einer Absen- 

kung von Ambitionsniveau im Umwelt- und Klimaschutzbereich führen dürfen. 
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Protokollerklärung zu Punkt 3 der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Thüringen, Saarland 

Wir halten die Zuordnung jedoch teilweise für unzutreffend. Dies betrifft insbesondere 

die Vorschläge, die aus Sicht des Bundes nicht weiterverfolgt werden, obwohl rechtli- 

che Gründe nicht dagegenstehen. 

 
 
Protokollerklärung zu Punkt 6a) der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen 

Die Stoffstrombilanz bzw. Nährstoffstrombilanzverordnung sind nicht notwendig. Au- 

nen verzichtbar. 

Protokollerklärung 1 von 2 zu Punkt 6 der Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Berlin, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-An- 
halt, Schleswig-Holstein, Thüringen 

Verzicht auf Tierhaltungskennzeichnungsgesetz: Das Gesetz enthält gravierende 

Schwachstellen und Regelungslücken, vor allem massive Vollzugshindernisse, insbe- 

sondere für die Überwachung, die das Verbrauchervertrauen keineswegs wie gefor- 

dert zu stärken vermögen, sondern sogar gegenteilig wirken können. Daher wird der 

Bund gebeten darauf hinzuwirken, das Gesetz aufzuheben. Stattdessen sollen bereits 

gut etablierte und anerkannte von der der Wirtschaft getragene Kennzeichnungssys- 

teme (wie haltungsform.de oder ITW) unterstützt und Kompatibilität zwischen den Tier- 

wohl-Förderprogrammen und diesen Kennzeichnungssystemen sichergestellt werden. 
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Protokollerklärung 2 von 2 zu Punkt 6 der Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Berlin, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schles- 
wig-Holstein, Saarland 

Ablehnung der Anwendung von Art. 148 GMO: Die Anwendung des Artikels würde 

einen erheblichen regulatorischen Eingriff in die Vertragsfreiheit der Wirtschaftsbetei- 

ligten bedeuten, der zudem einen bürokratischen Mehraufwand für Milcherzeuger und 

Milcherzeugerinnen und Molkereien sowie einen erhöhten Erfüllungsaufwand für die 

zuständigen Behörden erwarten lässt. Daher wird die Bundesregierung gebeten, ihre 

Pläne zur Anwendung des Art. 148 GMO aufzugeben. 

 
 
Protokollerklärung zu Punkt 7 der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen 

Primär ist hier neben der Frage der Erforderlichkeit auf eine subsidiäre Ausgestaltung 

zu achten. Anreize und Honorierung sollten den Vorrang haben vor Ordnungsrecht. 

 

Protokollerklärung zu Punkt 8 der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Rheinland- 
Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen 

Im Sinne von Bürokratievermeidung sind sich die o. g. Agrarressorts der Länder einig, 

dass auf die Einrichtung einer zentralen freiwilligen Datenbank im Agrar- und Fische- 

reibereich verzichtet werden soll. 
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